
Stand: 27.06.2026 19:57:20

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/20610

"Aggressive Steuervermeidung internationaler Konzerne endlich beenden"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/20610 vom 07.02.2018

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/21467 des BU vom 15.03.2018

3. Beschluss des Plenums 17/21609 vom 10.04.2018

4. Plenarprotokoll Nr. 129 vom 10.04.2018



 

17. Wahlperiode 07.02.2018 Drucksache 17/20610 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Christine 
Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, 
Thomas Mütze und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Aggressive Steuervermeidung internationaler Konzerne endlich 
beenden 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundes- und EU-
Ebene dafür einzusetzen, dass internationale Konzerne keine Mög-
lichkeiten mehr haben, durch Steuertricks ihre Steuerzahlungen in 
Europa auf ein Minimum zu begrenzen. 

 

 

Begründung: 

Schon seit Jahren entziehen sich Internationale Konzerne wie Google, 
Facebook, Amazon, Nike oder IKEA u. a. durch umstrittene Steuer-
praktiken ihren steuerlichen Verpflichtungen in Europa. Damit entge-
hen den europäischen Staaten Steuereinnahmen in dreistelliger Milli-
ardenhöhe. Experten gehen davon aus, dass weltweit 100 bis 240 
Mrd. Dollar an Steuergeldern verloren gehen, weil Konzerne ihre Sitze 
in Offshore-Finanzplätze verlegen oder einen Staat gegen den ande-
ren ausspielen. Dieses Geld fehlt für Investitionen in die Zukunft, in 
Schulen, Krankenhäuser und Infrastruktur. Zusätzlich wird durch das 
Steuerdumping großer Handelskonzerne wie Amazon der Wettbewerb 
zu Lasten des Mittelstands verzerrt. 

Aber noch immer haben sich die europäischen Mitgliedstaaten nicht 
auf ein gemeinsames Vorgehen gegen diese Steuerpraktiken einigen 
können. Ein ganzes Bündel an Maßnahmen der Europäischen Kom-
mission (z. B. öffentliche Steuertransparenz und Konzernbesteue-
rung) werden von den Mitgliedstaaten im Rat blockiert, u. a. auch von 
Deutschland. Statt Konsequenzen aus den Panama und Paradise 
Papers zu ziehen, bleiben die EU-Länder untätig. Veranlasst durch 
eine Studie der Grünen im Europaparlament hat die EU-Kommission 
Ende letzten Jahres ein Verfahren gegen IKEA eingeleitet. 

Bei ihrem Treffen Mitte Januar haben der französische Präsident 
Emmanuel Macron und der österreichische Bundeskanzler Sebastian 
Kurz auf der gemeinsamen Pressekonferenz die Notwendigkeit einer 
„ordentlichen Besteuerung“ von US-Internetriesen wie Facebook und 
Google in Europa betont. Diese Bereitschaft gilt es jetzt zu nutzen, um 
endlich eine Gesamtstrategie in Europa gegen die aggressive Steuer-
vermeidung durch Großkonzerne auf den Weg zu bringen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/20610 

Aggressive Steuervermeidung internationaler Konzerne endlich 
beenden 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass nach dem Wort „sich“ das 
Wort „weiterhin“ eingefügt wird und dass das Wort „Steuertricks“ 
durch das Wort „Steuergestaltung“ ersetzt wird. 

Berichterstatterin: Christine Kamm 
Mitberichterstatter: Dr. Franz Rieger 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten sowie regionale Beziehungen federführend zu-
gewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen und der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruk-
tur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie haben den An-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 71. Sit-
zung am 20. Februar 2018 beraten und e i n s t im m i g  mit der 
in I. enthaltenen Änderung Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 188. Sitzung am 14. März 2018 mitberaten 
und e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung des federfüh-
renden Ausschusses zugestimmt. 

4. Der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie hat den Antrag in sei-
ner 80. Sitzung am 15. März 2018 mitberaten und e i n s t i m -
m i g  der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses zugestimmt. 

Dr. Franz Rieger 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, 
Gisela Sengl, Thomas Mütze und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Drs. 17/20610, 17/21467 

Aggressive Steuervermeidung internationaler Konzerne endlich 
beenden 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich weiterhin auf Bundes- und 
EU-Ebene dafür einzusetzen, dass internationale Konzerne keine 
Möglichkeiten mehr haben, durch Steuergestaltung ihre Steuerzah-
lungen in Europa auf ein Minimum zu begrenzen. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER, der GRÜNEN und der Abgeordnete Felbinger (fraktionslos). 

Gegenstimmen! – Sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Dann ist die 

Sache so entschieden. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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